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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

08.03.1967 

Geschäftszahl 

1029/66 

Rechtssatz 

Die Bestimmungen des § 73 Abs 2 letzter Satz AVG 1950 kann nicht dahin verstanden werden, daß immer dann, 
wenn ein Parteiantrag nicht alle für die Erledigung des Antrages erforderlichen Angaben enthält und aus diesem 
Grunde Erhebungen erforderlich sind, allein schon wegen dieses Umstandes die Behörde ein ausschließliches 
Verschulden an der Nichteinhaltung der im Gesetz vorgesehenen sechsmonatigen Frist nicht treffen kann. 


